
 

  

S 47 AS 422/05 ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Sozialgericht Frankfurt
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 47
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 47 AS 422/05 ER
Datum 08.09.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 AS 81/05 ER
Datum 07.12.2005

3. Instanz

Datum -

I.
1. Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird abgelehnt.
2. Die Beteiligten haben einander Kosten nicht zu erstatten.

II. Der Antrag auf Prozesskostenhilfe wird abgelehnt.

GrÃ¼nde:

I. A. Die Beteiligten streiten in der Hauptsache um Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II).

Die Antragstellerin zu 1. wurde 1961 in F. geboren. Sie ist die Mutter des 1984 in A-
Stadt geborenen D. A. (Antragsteller im Verfahren S 47 AS 420/05 ER), des 1985 in
A Stadt geborenen E. A. (Antragsteller im Verfahren S 47 AS 421/05 ER) und der
1989 ebenfalls in A-Stadt geborenen Antragstellerin zu 2. Alle Familienmitglieder
sind tschechische StaatsangehÃ¶rige. Sie haben am 29.07.2004 eine
Aufenthaltsgenehmigung beantragt.

Die ganze Familie bezog von der Stadt A-Stadt Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem
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Bundessozialhilfegesetz (BSHG). In diesem Rahmen wurden die Antragstellerinnen
mit Schreiben vom 22.10.2004 fÃ¼r die Zeit ab 01.01.2005 zur Beantragung von
Leistungen nach dem SGB II aufgefordert, was unter am 03.12.2004 auch geschah
(vgl. Bl. 26 der Leistungsakte (im Folgenden: LA)).

Nachdem die Leistungen nach dem BSHG zwischenzeitlich eingestellt worden waren
(vgl. dazu den Ablehnungsbescheid der Stadt A-Stadt vom 06.12.2004 bezÃ¼glich
eines Antrags vom 24.11.2004, LA Bl. 27), lehnte der Antragsgegner den Antrag mit
Bescheid vom 13.12.2004 ab, da er davon ausging, dass keine HilfebedÃ¼rftigkeit
im Sinne des Â§ 9 SGB II gegeben sei. Wegen der Einzelheiten wird auf LA Bl. 6
Bezug genommen.

Gegen diesen Bescheid legte die Antragstellerin zu 1. unter dem 16.12.2004
Widerspruch ein, hatte allerdings bereits zuvor unter dem 09.12.2004 bei der
Bundesagentur fÃ¼r Arbeit einen weiteren Antrag auf Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SGB II gestellt und dabei u.a. angegeben, die
Familienmitglieder wohnten bei einem Bekannten, Herrn G. G., und hÃ¤tten dort
freies Wohnrecht. Sie erklÃ¤rte ergÃ¤nzend, dass es [sich] bei [dem VerhÃ¤ltnis zu]
G. G. um eine Art Wohngemeinschaft handele und keinerlei gegenseitige
UnterstÃ¼tzung vorliege. Im Ã�brigen wird auf Bl. 1ff. LA verwiesen.

Nach telefonischer RÃ¼cksprache der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit mit dem
Antragsgegner, in der von diesem mitgeteilt wurde, dass in den letzten Monaten
kein Anspruch auf Sozialleistungen bestanden habe, bewilligte die Bundesagentur
mit Bescheid vom 22.12.2004 die streitigen Leistungen fÃ¼r die Zeit vom
01.01.2005 bis 30.06.2005 in HÃ¶he von 384,- Euro. Dabei ging sie von einem
Gesamtbedarf der Antragstellerinnen von 662, Euro aus, der sich aus dem
Regelsatz fÃ¼r Alleinstehende von 345,- Euro und eines Mehrbedarfs von 41,- fÃ¼r
Alleinerziehende fÃ¼r die Antragstellerin zu 1. und dem Regelsatz fÃ¼r Kinder ab
Beginn des 15. bis zur Vollendung des 18. Lebensjahrs in HÃ¶he von 276 Euro
zusammensetzte. Unterkunftskosten wurden nicht angesetzt. Als Einkommen
berÃ¼cksichtigte die Bundesagentur Kindergeld in HÃ¶he von insgesamt 308, Euro,
wobei sie dies um einen Betrag von 30,- Euro bereinigte.

Mit Schreiben vom 04.01.2005 unterrichtete das PolizeiprÃ¤sidium SÃ¼dosthessen
den Antragsgegner darÃ¼ber, dass die Familienmitglieder in den letzten Jahren in
einer Vielzahl von Straftaten, hauptsÃ¤chlich im Bereich der
EigentumskriminalitÃ¤t, polizeilich in Erscheinung getreten seien. Alle
Familienmitglieder seien bereits mehrfach abgeschoben worden, nach dem Beitritt
der Tschechischen Republik zur EuropÃ¤ischen Union aber ungehindert wieder ins
Bundesgebiet eingereist. BezÃ¼glich der Antragstellerin zu 1. wurden dabei fÃ¼r
den Zeitraum von 04/79 bis 12/04 31 Straftaten, darunter 17 DiebstÃ¤hle, ein
rÃ¤uberischer Diebstahl, zwei schwere DiebstÃ¤hle und zwei
Leistungserschleichungen angefÃ¼hrt, hinsichtlich der Antragstellerin zu 2. fÃ¼r
den Zeitraum von 06/04 bis 09/04 zwei Straftaten, darunter eine
Leistungserschleichung. Wegen der Einzelheiten wird auf Bl. 52ff. LA Bezug
genommen. In einem Bearbeitungsblatt des Antragsgegners ist zudem eine Haftzeit
der Antragstellerin zu 1. vom 11.09.2002 bis 13.02.2003 in der JVA H-Stadt
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aufgefÃ¼hrt.

Mit Bescheid vom 31.01.2005 nahm der Antragsgegner daraufhin den Bescheid der
Agentur fÃ¼r Arbeit in A-Stadt vom 22.12.2004 zurÃ¼ck und stellte die den
Antragstellerinnen zur Sicherung des Lebensunterhaltes gewÃ¤hrten Leistungen
nach dem SGB II ein. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er aus, ihm seien glaubhafte
Informationen zugegangen, wonach die Antragstellerin zu 1. wiederholt wegen des
Verdachts einer von ihr selbst oder in Tatbeteiligung verÃ¼bten Straftat in
Erscheinung getreten sei. Weiterhin sei bekannt geworden, dass sie aus den
verÃ¼bten Straftaten Einkommen erziele und somit in der Lage sei, ihren
Lebensunterhalt auch ohne staatliche UnterstÃ¼tzungsleistungen selbst zu
bestreiten. In diesem Zusammenhang kÃ¶nne es laut hÃ¶chstrichterlicher
Rechtsprechung dahingestellt bleiben, ob es sich hierbei um Einkommen aus
illegalen Quellen oder legale EinkÃ¼nfte, beispielsweise aus einer
ErwerbstÃ¤tigkeit, handele. TatumstÃ¤nde, nach denen die Antragstellerin zu 1. in
verminderter SchuldfÃ¤higkeit gehandelt habe, seien nicht bekannt geworden. Die
weitere LeistungsgewÃ¤hrung nach dem SGB II sei auch aus grundsÃ¤tzlichen
ErwÃ¤gungen heraus nicht mehr mÃ¶glich, da die Antragstellerin zu 1. durch ihr
Fehlverhalten (trotz gleichzeitigen Bezuges von staatlichen
UnterstÃ¼tzungsleistungen) eindeutig zum Ausdruck gebracht habe, dass sie nicht
erwerbsbereit und somit nicht erwerbsfÃ¤hig sei. Eine weitere Grundvoraussetzung
fÃ¼r den Bezug von Arbeitslosengeld II nach dem SGB II stelle in der Angelegenheit
der Antragstellerin zu 1. der Tatbestand dar, dass sie als StaatsangehÃ¶rige aus
Tschechien nur dann erwerbsfÃ¤hig und somit anspruchsberechtigt sein kÃ¶nne,
wenn ihr die Aufnahme einer BeschÃ¤ftigung erlaubt sei. Dies treffe in ihrem Fall
jedoch nicht zu, da ihr eine entsprechende Arbeitserlaubnis nicht vorliege bzw. nicht
erteilt worden sei. Nach alledem seien die ihr bislang gewÃ¤hrten Leistungen nach
dem SGB II ab dem 01.02.2005 einzustellen gewesen. In diesem Zusammenhang
werde noch ergÃ¤nzend darauf hingewiesen, dass auch eine LeistungsgewÃ¤hrung
nach dem SGB XII nicht mÃ¶glich sei. Nach Â§ 23 Abs. 3 SGB XII hÃ¤tten nÃ¤mlich
AuslÃ¤nder, die in die Bundesrepublik Deutschland eingereist seien, um Sozialhilfe
zu erlangen, ausdrÃ¼cklich keinen Anspruch auf Sozialhilfe. Diesen Tatbestand
sehe der Antragsgegner in der Angelegenheit der Antragstellerin zu 1. als
zweifelsfrei gegeben an. Gleichzeitig erteilte der Antragsgegner der Antragstellerin
zu 1. wegen von ihr ausgestoÃ�ener Bedrohungen mit sofortiger Wirkung ein
Hausverbot.

Gegen diesen Bescheid legte die Antragstellerin zu 1. am 04.02.2005 Widerspruch
ein, der, soweit ersichtlich, noch nicht beschieden ist.

In der Zwischenzeit wurde die von Herrn G. angemietete und von den
Antragstellerinnen (mit-)bewohnte Wohnung gerÃ¤umt. Vor allem die
Antragstellerin zu 1. legte dem Antragsgegner im Hinblick auf den dadurch
notwendig gewordenen Umzug verschiedene Vermieterbescheinigungen vor. Eine
Zustimmung zum Umzug erteilte der Antragsgegner nicht, sondern lehnte diese
mÃ¼ndlich ab. FÃ¼r die Zeit ab 01.02.2005 mietete die Antragstellerin zu 1. dann
eine Drei-Zimmer-Wohnung in der A-StraÃ�e in A-Stadt zu einem Mietzins von 425,-
Euro an.
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Mit Schriftsatz vom 14.03.2005, eingegangen bei Gericht am 29.03.2005,
beantragten die Antragstellerinnen einstweiligen Rechtsschutz im
vorangegangenen einstweiligen Rechtsschutzverfahren unter dem Aktenzeichen S
47 AS 140/05 ER. Zur BegrÃ¼ndung lieÃ�en sie dort ausfÃ¼hren, sie sowie die
beiden SÃ¶hne seien in der Vergangenheit von Herrn G. unterstÃ¼tzt worden. Dies
sei Herrn G. dadurch mÃ¶glich gewesen, dass er seine monatliche Miete nicht
bezahlt habe. Dazu legten die Antragstellerinnen in Kopie eine nach ihren Angaben
von Herrn G. stammende und unter dem 20.12.2004 gezeichnete ErklÃ¤rung vor,
wonach dieser die Antragstellerin zu 1. und ihre Kinder unterstÃ¼tze und nicht die
Miete bezahlt habe (Gerichtsakte Bl. 11). Auf Grund des derzeitigen
Aufenthaltsstatus sei es der Antragstellerin zu 1. auch nicht mÃ¶glich, eine Arbeit
zu finden. Bisherige BemÃ¼hungen seien ins Leere gelaufen. Die Antragstellerinnen
verfÃ¼gten auch nicht Ã¼ber Einkommen aus strafrechtlichen Handlungen. Die
Akteneinsicht bei dem Antragsgegner habe ergeben, dass dieser sich
ausschlieÃ�lich auf Straftaten in der Vergangenheit stÃ¼tze. Dazu versicherte die
Antragstellerin an Eides Statt, dass sie in den letzten vier Jahren, insbesondere nach
ihrer RÃ¼ckkehr nach Deutschland, keine Straftaten begangen habe. Der Ordnung
halber weise sie darauf hin, dass sie wegen Geldmangels viermal schwarz mit dem
Bus gefahren sei. Dies sei im Jahre 2004 gewesen. Die neu angemietete Wohnung
werde von den Antragstellerinnen und den beiden SÃ¶hnen bewohnt, wie die
Antragstellerin zu 1. an Eides Statt versichert hat. Ohne die Leistungsbewilligung
drohe die Obdachlosigkeit. Dazu versicherte die Antragstellerin zu 1. an Eides Statt,
die Miete fÃ¼r die Monate Februar und MÃ¤rz 2005 sowie die Kaution habe sie auf
Grund des Leistungsentzugs nicht zahlen kÃ¶nnen. Der Vermieter habe bereits mit
der fristlosen KÃ¼ndigung des MietverhÃ¤ltnisses gedroht.

Die Antragstellerinnen beantragten vor diesem Hintergrund sinngemÃ¤Ã�,
1. im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes die aufschiebende Wirkung des
Widerspruchs der Antragstellerinnen vom 04.02.2005 gegen den
RÃ¼cknahmebescheid des Antragsgegners vom 31.01.2005 anzuordnen;
2. den Antragsgegner im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, den
Antragstellerinnen die Unterkunftskosten in HÃ¶he der von ihnen zu entrichtenden
Bruttomiete zu gewÃ¤hren.

Der Antragsgegner beantragte,
die AntrÃ¤ge abzulehnen.

Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er in einem von einem der SÃ¶hne gefÃ¼hrten
Parallelverfahren insbesondere aus und im verwies im vorangegangenen Verfahren
der Antragstellerinnen darauf, dass die Mittellosigkeit der Antragsteller nicht
glaubhaft gemacht sei. Auch fehle es an jeglicher Darlegung, aus welchen Mitteln
die Antragsteller seit der Einstellung der Hilfe zum Lebensunterhalt diesen
bestritten hÃ¤tten, insbesondere im Hinblick darauf, dass bereits zuvor seitens der
bisher zustÃ¤ndigen Stadt A-Stadt mindestens fÃ¼r den Zeitraum Oktober bis
Dezember 2004 keine Leistungen gewÃ¤hrt worden seien. Auch das aus Straftaten
erzielte Einkommen sei im Rahmen der BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung zu
berÃ¼cksichtigen. Bleibe dessen genaue HÃ¶he unklar, kÃ¶nne dies nicht dazu
fÃ¼hren, dass teilweise Leistungen zu gewÃ¤hren seien, da diese jeweils in
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konkreten BetrÃ¤gen zu erbringen seien. Da auÃ�er der Behauptung, durch Herrn
G. â�� dessen Einkommen nach einer Berechung der Stadt A-Stadt aber nur 33,-
Euro Ã¼ber dem Sozialhilfesatz gelegen habe â�� unterstÃ¼tzt worden zu sein,
keinerlei Darlegung erfolgt sei, aus welchen Mitteln in der Vergangenheit der
Lebensunterhalt bestritten worden sei, begrÃ¼nde dies einen nicht unerheblichen
Verdacht, dass der Antragsteller Ã¼ber verschwiegene EinkÃ¼nfte verfÃ¼ge. Vor
diesem Hintergrund sei die Aufhebung des Bewilligungsbescheides nicht zu
beanstanden, eine Ermessensentscheidung zugunsten des Adressaten des
Verwaltungsaktes komme bei unrechtmÃ¤Ã�iger Inanspruchnahme staatlicher
Leistungen, insbesondere auch vor dem Hintergrund der sparsamen Verwendung
Ã¶ffentlicher Mittel, regelmÃ¤Ã�ig nicht in Betracht, es sei denn, dass im Einzelfall
besondere UmstÃ¤nde vorlÃ¤gen, die ausnahmsweise eine andere Sichtweise
rechtfertigten, wofÃ¼r es vorliegend aber an jeglichen Anhaltspunkten fehle. Die
angemietete Wohnung sei schlieÃ�lich nicht angemessen; der Antragsgegner habe
der Anmietung nicht zugestimmt.

Die Kammer ordnete mit Beschluss vom 05.05.2005 die aufschiebende Wirkung des
gegen den Bescheid des Antragsgegners vom 31.01.2005 gerichteten Widerspruchs
an und lehnte im Ã�brigen der Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz ab.
Hinsichtlich des (abgelehnten) Erlasses einer Regelungsanordnung der durch den
Bewilligungsbescheid der Agentur fÃ¼r Arbeit nicht erfassten Wohnkosten fÃ¼hrte
die Kammer sinngemÃ¤Ã� insbesondere aus, es sei nicht ersichtlich, dass auch nur
einer der Antragstellerinnen die Aufnahme einer ErwerbstÃ¤tigkeit erlaubt werden
und daher zumindest eine der Antragstellerinnen als erwerbsfÃ¤hig im Sinne des Â§
8 Abs. 2 SGB II gelten kÃ¶nne. Im Ã�brigen verblieben erhebliche Zweifel
hinsichtlich der BedÃ¼rftigkeit. Wegen der Einzelheiten wird auf den Beschluss vom
05.05.2005 verwiesen.

Der Antragsgegner gewÃ¤hrte den Antragstellerinnen sodann in AusfÃ¼hrung des
Beschlusses die Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts fÃ¼r die Zeit
vom 29.03.2005 bis 30.06.2005, insgesamt 1.925,10 Euro.

Unter dem 15.06.2005 stellte die Antragstellerin zu 1. einen neuen Antrag auf
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitssuchende.

Mit Schreiben vom 21.06.2005 wies der Antragsgegner zum einen darauf hin, dass
die beiden SÃ¶hne ihre AntrÃ¤ge selbst stellen mÃ¼ssten, bat darÃ¼ber hinaus
aber v.a. auch um Nachweise fÃ¼r die Mittellosigkeit (auch der SÃ¶hne) und um die
Vorlage von Arbeitserlaubnissen.

Die Antragstellerin zu 1. meldete sich darauf hin mit Schreiben vom 27.06.2005, in
dem sie ausfÃ¼hrte, sie und ihre SÃ¶hne kÃ¶nnten eine Arbeitserlaubnis erst dann
beantragen, wenn es zu einem Arbeitsvertrag komme oder sie eine Arbeit gefunden
hÃ¤tten. Die Antragstellerin zu 1. fÃ¼gte dem Schreiben die Kopie einer alten
Arbeitserlaubnis fÃ¼r die Zeit vom 27.10.2004 bis 19.01.2005 bei.

Der Antragsgegner holte sodann eine Auskunft aus dem Bundeszentralregister ein,
die unter dem 24.06.2005 erstellt wurde. DiesbezÃ¼glich wird auf Bl. 171ff. der
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Leistungsakte Bezug genommen.

Der Antragsgegner lehnte sodann mit Bescheid vom 06.07.2005 gegenÃ¼ber der
Antragstellerin zu 1. den Antrag auf Weiterbewilligung der Leistungen nach dem
SGB II ab.

Gegen diesen Bescheid wurde mit Schriftsatz noch vom gleichen Tage Widerspruch
eingelegt. Dieser ist, soweit ersichtlich, ebenfalls noch nicht beschieden.

Die Antragstellerinnen haben sodann mit Schriftsatze ihres
ProzessbevollmÃ¤chtigten vom 12.08.2005, eingegangen bei Gericht am
15.08.2005, wiederum Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz gestellt. Zur
BegrÃ¼ndung haben sie ihre aus dem Verwaltungs- und dem vorangegangenen
einstweiligen Rechtsschutzverfahren bekannten Argumente wiederholt und vertieft.
Sie haben wiederum ausfÃ¼hren lassen, auf Grund des derzeitigen
Aufenthaltsstatus sei es der Antragstellerin nicht mÃ¶glich, eine Arbeit zu finden.
EinkÃ¼nfte stÃ¼nden nicht zur VerfÃ¼gung. Ihren Lebensunterhalt hÃ¤tten die
Antragstellerinnen sowie die beiden SÃ¶hne der Antragstellerin zu 1. durch
Kindergeldzahlungen, die Leistungen des Antragsgegners auf Grund des
vorangegangenen Beschlusses sowie durch UnterstÃ¼tzung eines Bekannten,
Herrn J., in den Monaten Juli und August in HÃ¶he von jeweils 400 Euro bestritten.
Die letzte Straftat ohnehin nur der Antragstellerin zu 1. â�� sei im Dezember
gewesen, wobei es sich um ein strafrechtliches Vergehen wegen Schwarzfahrens
gehandelt habe. Auf Grund eines MietrÃ¼ckstandes fÃ¼r Juli und August 2005
drohten die KÃ¼ndigung und damit die Obdachlosigkeit. Zur Glaubhaftmachung
wurden zwei eidesstattliche Versicherungen der Antragstellerin zu 1. vorgelegt,
insoweit wird auf Bl. 5 und Bl. 85 Bezug genommen. Auch eine BestÃ¤tigung von
Herrn J. Ã¼ber die geleisteten Zahlungen im Juli und August 2005 wurde vorgelegt
(Bl. 86).

Die Antragstellerinnen haben beantragt,
den Antragsgegner im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, ihnen
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach SGB II zu gewÃ¤hren.

Der Antragsgegner hat beantragt,
den Antrag abzulehnen.

Auch er wiederholt und vertieft seinen Vortrag aus dem Verwaltungs- sowie dem
vorangegangen Verfahren. Insbesondere hÃ¤lt er unter ausfÃ¼hrlichem Hinweis auf
die verwaltungsrechtliche Judikatur und die in den Antragstellerinnen
vorgeworfenen Straftaten daran fest, dass er eine ausreichend sichere
Informationsgrundlage Ã¼ber illegal erworbenes Einkommen gehabt habe, um im
Hinblick darauf die Leistung zunÃ¤chst einzustellen und den neuen Leistungsantrag
abzulehnen. Der Antragsgegner verweise die Antragstellerinnen nicht auf
EinkÃ¼nfte dieser Art, sondern verlange nur, dass bereits erlangte finanzielle
Ressourcen verbraucht wÃ¼rden.

B. Der Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz ist zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet.
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Ein Anordnungsanspruch hinsichtlich der beantragten Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SGB II ist nicht gegeben.

1. Die Leistungsbewilligung durch den Bescheid der Agentur fÃ¼r Arbeit vom
22.12.2004 erstreckte sich nur auf den Zeitraum bis 30.06.2005. FÃ¼r den hier
streitigen Zeitraum liegt eine Leistungsbewilligung daher nicht vor.

Die Antragstellerinnen kÃ¶nnen ihr Ziel daher im Verfahren des einstweiligen
Rechtsschutzes nur durch einen Antrag auf Erlass einer Regelungsanordnung
verfolgen. Der von ihnen gestellte Antrag erweist sich damit als statthaft.

Auch im Ã�brigen bestehen keine Bedenken hinsichtlich der ZulÃ¤ssigkeit.

2. Die Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass einer Regelungsanordnung liegen jedoch
nicht vor.

a) Nach Â§ 86b Abs. 2 S. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ist eine einstweilige
Anordnung zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf ein streitiges
RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn eine solche Regelung zur Abwendung
wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint. Der Erlass einer einstweiligen Anordnung
setzt dabei einen Anordnungsanspruch und einen Anordnungsgrund voraus. Diese
sind glaubhaft zu machen. Erforderlich ist, dass dem Antragsteller nicht zugemutet
werden kann, den Ausgang eines Hauptsacheverfahrens abzuwarten
(Anordnungsgrund). AuÃ�erdem muss ein Anordnungsanspruch bestehen. Dieser
setzt voraus, dass der Antragsteller Ã¼berwiegende Erfolgsaussichten in der
Hauptsache hat. Dabei stehen Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund nicht
isoliert nebeneinander, es besteht vielmehr eine Wechselbeziehung: Die
Anforderungen an den Anordnungsanspruch sind mit zunehmender
EilbedÃ¼rftigkeit bzw. Schwere des drohenden Nachteils (dem Anordnungsgrund)
zu verringern und umgekehrt (vgl. Hess. LSG, Beschl. v. 29.06.2005, Az. L 7 AS 1/05
ER u.a.). Anordnungsanspruch und Anordnungsgrund bilden nÃ¤mlich auf Grund
ihres funktionalen Zusammenhangs ein so genanntes bewegliches System (Meyer-
Ladewig, Komm. z. SGG, Â§ 86b, Rn. 27 und 29): Ist die Klage in der Hauptsache
offensichtlich unzulÃ¤ssig oder unbegrÃ¼ndet, so ist ein Antrag auf Erlass einer
einstweiligen Anordnung ohne RÃ¼cksicht auf den Anordnungsgrund
grundsÃ¤tzlich abzulehnen, weil ein schÃ¼tzenswertes Recht nicht vorhanden ist.
Ist die Klage in der Hauptsache dagegen offensichtlich begrÃ¼ndet, so vermindern
sich die Anforderungen an den Anordnungsgrund. In dieses bewegliche System sind
auch die Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts zu integrieren, dass den
Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit zur Wahrung effektiven Rechtsschutzes (Art. 19
Abs. 4 Grundgesetz) aufgegeben hat, in erster Linie zu verhindern, dass es durch
die Versagung von einstweiligem Rechtsschutz zu schweren und unzumutbaren
Nachteilen komme (Beschluss v. 19.03.2004, Az: 1 BvR 131/04 und v.a. â�� fÃ¼r
das SGB II â�� Beschluss v. 12.05.2005, Az.: 1 BvR 569/05). Es hat dazu
ausgefÃ¼hrt: "Je schwerer die Belastungen des Betroffenen wiegen, die mit der
Versagung vorlÃ¤ufigen Rechtsschutzes verbunden sind, um so weniger darf das
Interesse an einer vorlÃ¤ufigen Regelung oder Sicherung der geltend gemachten
Rechtsposition zurÃ¼ckgestellt werden. Art. 19 Abs. 4 GG verlangt auch bei
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Vornahmesachen jedenfalls dann vorlÃ¤ufigen Rechtsschutz, wenn ohne ihn
schwere und unzumutbare, anders nicht abwendbare Nachteile entstÃ¼nden, zu
deren nachtrÃ¤glicher Beseitigung die Entscheidung in der Hauptsache nicht mehr
in der Lage wÃ¤re (vgl. BVerfGE 79, 69 (74); 94, 166 (216)). Die Gerichte sind, wenn
sie ihre Entscheidung nicht an einer AbwÃ¤gung der widerstreitenden Interessen,
sondern an den Erfolgsaussichten in der Hauptsache orientieren, in solchen FÃ¤llen
gemÃ¤Ã� Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG gehalten, die Versagung vorlÃ¤ufigen
Rechtsschutzes auf eine eingehende PrÃ¼fung der Sach- und Rechtslage zu
stÃ¼tzen (vgl. BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom 22.
November 2002 â�� 1 BvR 1586/02 -, NJW 2003, S. 1236 (1236 f.))."

b) Ein Anordnungsanspruch ist nicht gegeben: Die Erfolgsaussichten im
entsprechenden Hauptsacheverfahren liegen nicht mit einer fÃ¼r den Erlass einer
einstweiligen Anordnung hinreichenden Sicherheit vor.

(1) Es erscheint bereits nicht wahrscheinlich, dass zumindest eine der
Antragstellerinnen die Voraussetzungen des Â§ 8 Abs. 2 SGB II erfÃ¼llen kann.
FÃ¼r die Antragstellerinnen als BÃ¼rgerinnen der tschechischen Republik wÃ¼rde
dies voraussetzen, dass ihnen eine Arbeitsgenehmigung-EU nach Â§ 284 Abs. 1 SGB
III (oder eine Arbeitsberechtigung-EU nach Â§ 284 Abs. 5 i.V.m. Â§ 12a
ArbeitsgenehmigungsVO) erteilt werden kann.

Obwohl bereits im vorangegangenen Beschluss und in diesem Verfahren erneut
durch die ausfÃ¼hrliche Stellungnahme des Antragsgegners auf diese Problematik
hingewiesen worden ist, haben die rechtskundig vertretenen Antragstellerinnen in
diesem Verfahren dazu wiederum nur vorgetragen, auf Grund des derzeitigen
Aufenthaltsstatus sei es nicht mÃ¶glich, eine Arbeit zu finden. Im vorangegangen
Verfahren haben sie nur ausfÃ¼hren lassen, dass sie aus Tschechien kÃ¤men und
vor Jahren entsprechend der Regelung des damals geltenden AuslÃ¤nderrechts
abgeschoben worden seien, da ihnen auf Grund von Straftaten und dem Empfang
von Sozialhilfe ein Aufenthalt verwehrt worden sei. Durch den nunmehr erfolgten EU-
Beitritt des Heimatlandes seien sie wieder legal eingereist und versuchten hier,
Arbeit zu finden, um ihren eigenen Lebensunterhalt zu finanzieren. Im
Verwaltungsverfahren hat die Antragstellerin zu 1. zwar immerhin ausgefÃ¼hrt,
dass sie eine Arbeitserlaubnis erst im Hinblick auf einen konkreten Arbeitsplatz
beantragen kÃ¶nnten und eine abgelaufene, immerhin bis 19.01.2005 reichende
Arbeitserlaubnis nach altem Recht vorgelegt. Auch reicht es nach dem Wortlaut des
Â§ 8 Abs. 2 SGB II aus, wenn der Leistungsberechtigten eine Arbeitserlaubnis erteilt
werden kann, so dass der Umstand allein, dass eine Arbeitserlaubnis nicht erteilt
worden ist, keine Relevanz hat.

Im Ergebnis ist aber auch weiterhin nicht glaubhaft gemacht, dass die
Voraussetzungen des Â§ 284 SGB III erfÃ¼llbar sind, also (zumindest) einer der
Antragstellerinnen die Aufnahme einer BeschÃ¤ftigung erlaubt werden kÃ¶nnte: Die
Voraussetzungen fÃ¼r eine Arbeitsberechtigung-EU nach Â§ 284 Abs. 5 SGB III
i.V.m. Â§ 12a Arbeitsgenehmigungsverordnung liegen ersichtlich nicht vor. Mangels
entsprechender Qualifikation scheidet bei summarischer PrÃ¼fung auch die
Erteilung einer Arbeitsgenehmigung-EU nach Â§ 284 Abs. 3 i.V.m. Â§ 39 Abs. 6 und
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Abs. 2 4 Aufenthaltsgesetz aus. Die Erteilung nach Â§ 284 Abs. 4 SGB III scheitert
von vornherein am Inlandswohnsitz des Antragstellers. Im Ã�brigen ist aber auf
Grund des (fehlenden) Vortrags der Antragstellerinnen auch nicht ersichtlich, dass
die sonstigen Voraussetzungen des Â§ 284 Abs. 4 SGB III vorliegen, namentlich dass
den Antragstellerinnen auf Grund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung oder auf
Grund einer Rechtsverordnung, wobei namentlich die BeschÃ¤ftigungsverordnung
in Betracht kommt, eine Arbeitsgenehmigung-EU erteilt werden kÃ¶nnte. Die
Erteilung von Arbeitsgenehmigungen-EU an BÃ¼rger aus Beitrittsstaaten mit
Inlandswohnsitz ist in Â§ 284 SGB III nicht ausdrÃ¼cklich geregelt. Eine
Privilegierung von Neu-EU-BÃ¼rgern mit Inlandsaufenthalt (vgl. dazu DÃ¼e, in:
Niesel, Komm. z. SGB III, 3. Aufl., Â§ 284, Rn. 41ff.) gegenÃ¼ber solchen mit
Auslandsaufenthalt setzt bei summarischer PrÃ¼fung zumindest voraus, dass der
Aufenthalt in der Bundesrepublik (noch) rechtmÃ¤Ã�ig ist. Allein die behauptete
rechtmÃ¤Ã�ige Einreise fÃ¼hrt nicht dazu, dass ein fortdauernder rechtmÃ¤Ã�iger
Aufenthalt in der BRD als glaubhaft gemacht angesehen werden kÃ¶nnte.

Daher ist zwar die vorgelegte Arbeitsgenehmigung der Antragstellerin zu 1., die
immerhin noch bis ins Jahr 2005 GÃ¼ltigkeit hatte, zunÃ¤chst ein gewichtiges Indiz
dafÃ¼r, dass der Antragstellerin zu 1. die Aufnahme einer BeschÃ¤ftigung erlaubt
werden kÃ¶nnte. DemgegenÃ¼ber stehen die wiederholten AusfÃ¼hrungen der
rechtskundig vertretenen Antragstellerinnen â�� die, auch nachdem die
entsprechende Problematik ausfÃ¼hrlich angesprochen wurde, nicht korrigiert oder
erlÃ¤utert wurden â��, es sei "auf Grund des derzeitigen Aufenthaltstatutes" nicht
mÃ¶glich, eine Arbeit zu finden, und die Antragstellerinnen seien somit auf
"Sozialhilfe" angewiesen. Das Vorliegen der Voraussetzungen fÃ¼r eine
Genehmigung nach Â§ 284 Abs. 4 SGB III kann somit im Ergebnis nicht als glaubhaft
gemacht angesehen werden.

Es ist daher nicht Ã¼berwiegend wahrscheinlich und damit glaubhaft gemacht, dass
den Antragstellerinnen AnsprÃ¼che nach dem SGB II zustehen. Sofern die
Antragstellerinnen mangels ErwerbsfÃ¤higkeit im Sinne des Â§ 8 Abs. 2 SGB II nicht
zum Kreis der Anspruchsberechtigten nach Â§ 7 SGB II gehÃ¶ren, kommen zwar
Leistungen nach dem SGB XII oder dem Asylbewerberleistungsgesetz in Betracht.
Eine Verurteilung des Antragsgegners scheidet aber hinsichtlich dieser Leistungen
schon deswegen aus, weil fÃ¼r die Erbringung von Leistungen nach dem SGB XII
die Stadt A-Stadt zustÃ¤ndig ist und diese zumindest im Eilverfahren nicht nach Â§
75 Abs. 2 SGG (i.V.m. Abs. 5) notwendig beigeladen (und verurteilt) werden kann.

Erhebliche Zweifel bestehen zudem weiterhin und trotz der von der Antragstellerin
zu 1.) abgegebenen eidesstattlichen Versicherungen an der BedÃ¼rftigkeit der
Antragstellerinnen. UrsÃ¤chlich dafÃ¼r ist namentlich, dass die Antragstellerin zu
1.) im Rahmen der ursprÃ¼nglichen Antragstellung bei der Agentur fÃ¼r Arbeit
erklÃ¤rt hat, dass es sich bei dem VerhÃ¤ltnis zu Herrn G. um eine Art
Wohngemeinschaft ohne wechselseitige UnterstÃ¼tzung handele, wÃ¤hrend im
vorangegangenen gerichtlichen Verfahren dann vorgetragen wurde, Herr G. habe
die Antragstellerinnen unterstÃ¼tzt. Obwohl der Antragsgegner auf diesen
Widerspruch hingewiesen und auf ErlÃ¤uterungen gedrungen hat, wie die
Antragstellerinnen ihren Lebensunterhalt im fraglichen halben Jahr bestritten haben,
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ist dazu nÃ¤herer Vortrag weder aus den Verwaltungsakten ersichtlich noch im
Rahmen des Gerichtsverfahrens erfolgt. Auch die UnterstÃ¼tzung durch Herrn G.
kann worauf der Antragsgegner zu Recht hinweist â�� kaum ausreichend plausibel
machen, wovon die Familie gelebt hat, selbst wenn dieser unter ZurÃ¼ckstellung
der Mietzahlungen sein ganzes Einkommen dazu verwendet haben sollte.

Die Antragstellerinnen haben in diesem Verfahren zwar erlÃ¤utert, wie sie den
Lebensbedarf der letzten Monate bestritten hÃ¤tten. Insgesamt bleiben aber zur
VermÃ¶genssituation der gesamten Familie weiterhin so viele Fragen ungeklÃ¤rt,
dass der Kammer erhebliche Zweifel an der BedÃ¼rftigkeit verbleiben. Auch die
vorgelegte Arbeitsgenehmigung wirft die Frage auf, ob hier nicht Einkommen erzielt
wurde, das gegenÃ¼ber dem Antragsgegner nicht angegeben wurde.

Dies lÃ¤sst es nach Auffassung der Kammer als nicht unwahrscheinlich erscheinen,
dass die gegenÃ¼ber der Verwaltung und dem Gericht gemachten Angaben nicht
vollstÃ¤ndig sind und die Antragstellerinnen Ã¼ber weiteres Einkommen und/oder
VermÃ¶gen verfÃ¼gen.

Ob dies allein zur Ablehnung einer einstweiligen Anordnung â�� namentlich
angesichts des Umstandes, dass die Ablehnung bei den Leistungen zur
Existenzsicherung weder auf vergangene, nicht mehr fortwirkende UmstÃ¤nde,
noch auf bloÃ�e Vermutungen gestÃ¼tzt werden darf â�� ausreichen kÃ¶nnte,
kann hier im Hinblick auf die mangelnde Glaubhaftmachung der Voraussetzungen
nach Â§ 8 Abs. 2 SGB II offen bleiben.

Die Voraussetzungen fÃ¼r eine Verpflichtung des Antragsgegners im Wege der
einstweiligen Anordnung lagen daher hinsichtlich beider Antragstellerinnen nicht
vor. Der Antrag war abzulehnen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

II. Der Antrag auf Prozesskostenhilfe war ebenfalls abzulehnen, da es â�� von
Anfang an â�� an den notwendigen Erfolgsaussichten des Antrags auf einstweiligen
Rechtsschutz fehlte.

Eine (bzw. mehrere) KlÃ¤gerin (bzw. Antragstellerinnen), die nach ihren
persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen die Kosten der ProzessfÃ¼hrung
nicht, nur zum Teil oder nur in Raten aufbringen kann (kÃ¶nnen), erhÃ¤lt (erhalten)
nach Â§Â§ 73a Abs. 1 S. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) i.V.m. Â§ 114
Zivilprozessordnung (ZPO) Prozesskostenhilfe, wenn die beabsichtigte
Rechtsverfolgung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig
erscheint.

Das Gericht kann und muss sich dabei mit einer vorlÃ¤ufigen PrÃ¼fung der
Erfolgsaussichten begnÃ¼gen. Der Erfolg braucht also, um die Bewilligung von
Prozesskostenhilfe zu rechtfertigen, noch nicht gewiss zu sein; er muss aber
immerhin nach den bisherigen UmstÃ¤nden eine gewisse Wahrscheinlichkeit fÃ¼r
sich haben (in diesem Sinne Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, Komm. zur
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ZPO, Â§ 114, Rn. 80). Es genÃ¼gt also eine gewisse Erfolgswahrscheinlichkeit;
diese ist aber auch notwendig.

Es hÃ¤tte â�� auch insoweit â�� einer Auseinandersetzung mit der aus dem
gesamten StreitverhÃ¤ltnis hinlÃ¤nglich bekannten Problematik der ZugehÃ¶rigkeit
wenigstens einer der beiden Antragstellerinnen zum Kreis der
Leistungsberechtigten nach Â§ 8 Abs. 2 SGB II bedurft, um so die Erfolgsaussichten
nach der hinsichtlich der bereits im vergangenen Verfahren abgelehnten
einstweiligen Anordnung zu begrÃ¼nden. Dies ist zu keinem Zeitpunkt geschehen.

Auch der PKH-Antrag war daher abzulehnen.

Erstellt am: 05.12.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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